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In den vergangenen Jahren hat sich in der öffentli-
chen Diskussion der Eindruck verstärkt, die etablier-
ten Parteien würden in ihren Positionen und Politi-
ken immer näher zusammenrücken. Vor allem der 
Union und der SPD wird vorgeworfen, sich zu selten 
klar voneinander abzugrenzen. Dies ist in Zeiten der 
großen Koalition aber besonders schwer, da sich die 
Parteien von ihrem jahrelangen Regierungspartner 
distanzieren müssten. Die beiden Volksparteien hat-
ten offenbar Schwierigkeiten, ihre Unterschiede über-
haupt im Wahlkampf zu kommunizieren. Das ist auch 
ein Grund, warum nicht nur die Ökonomen in der Sep-
tember-Umfrage des Ökonomenpanels, sondern auch 
viele Politikwissenschaftler eine Verstetigung der gro-
ßen Koalition generell kritisch sehen. Für viele ist die 
Konvergenz der Volksparteien aber auch die Fortset-
zung eines Trends, der mit der rot-grünen Regierung 
unter Bundeskanzler Gerhard Schröder 2002 begon-
nen hat. Mit der Agenda 2010 hat die SPD aus Sicht vie-
ler Bürger klassische sozialdemokratische Positionen 
aufgegeben. Gleiches sehen viele Bürger auch bei der 
Union: Sie hat unter Angela Merkel zentrale konser-
vative Positionen im Hinblick auf Mindestlohn, Wehr-
pflicht oder die »Ehe für alle« über Bord geworfen.1 
Bei den großen Themen der letzten Jahre wie Euro-
rettung, Energiewende und Flüchtlingspolitik fällt es 
ebenfalls schwer, größere Unterschiede zwischen den 
Volksparteien zu erkennen. Andere Stimmen betonen 
allerdings, dass es nach wie vor große Unterschiede 
zwischen den Parteien gebe. Diese träten aber in Zei-

1 Zur programmatischen Entwicklung von SPD und Union vgl. z.B. 
Debus (2008) sowie Debus und Müller (2013).
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Demokratische Vielfalt in Deutschland 
– unterscheiden sich die Volksparteien 
noch?

Am 24. September 2017 haben die Deutschen einen neuen Bundestag gewählt. Im Wahlkampf 
wurde häufig kritisiert, dass die inhaltliche Abgrenzung der Parteien untereinander immer 
undeutlicher wird und sich insbesondere die Positionen und Politiken der beiden großen 
Volksparteien CDU/CSU und SPD kaum noch voneinander unterscheiden. Das ifo Institut und 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung haben diese Kritik zum Anlass genommen, in der Sep-
temberausgabe ihres Ökonomenpanels deutsche Ökonomen vor der Bundestagswahl um ihre 
Einschätzung der Unterscheidbarkeit zwischen Union und SPD und den damit einhergehen-
den Auswirkungen auf die Demokratie in Deutschland zu bitten. Die Befragten bestätigen 
dabei mehrheitlich die Kritik und wünschen sich wieder mehr Unterschiede zwischen Union 
und SPD. Die Konvergenz der Volksparteien ist aus ihrer Sicht auch für den Erfolg der AfD 
mitverantwortlich.

ten der großen Koalition nicht so offen zu Tage. Auch 
müssten die geringen Unterschiede nicht notwendi-
gerweise schlecht sein, sondern würden nur die so zio-
kulturellen Entwicklungen in der Gesellschaft insge-
samt widerspiegeln.2 Mit Blick auf das Wahlergebnis 
bei der Bundestagswahl ist allerdings bei Vertretern 
der beiden Volksparteien die Bestrebung zu erkennen, 
sich wieder deutlicher voneinander abzugrenzen. So 
hat sich die SPD nach der Bundestagswahl schnell auf 
eine Oppositionsrolle festgelegt und mit der Wahl von 
Andrea Nahles als Fraktionsvorsitzende ihren linken 
Flügel gestärkt. Die CSU sowie Teile der CDU sprechen 
gleichzeitig davon, mit einem Kurs rechts der Mitte ihr 
konservatives Profil wieder schärfen zu müssen, um 
keinen politischen Raum für eine Partei rechts der 
Union zu lassen. 

Inwieweit SPD- und CDU/CSU-geführte Bundes-
regierungen bisher unterschiedliche Politiken betrie-
ben haben, ist in einigen empirischen Studien unter-
sucht worden.3 Die Ergebnisse zeigen, dass sich über 
den gesamten Zeitraum seit den 1950er Jahren bis 
zur Gegenwart in der Tat kaum Unterschiede in der 
Finanz-, Sozial- und Wirtschaftspolitik feststellen las-
sen. Auch das Wirtschaftswachstum und die Arbeits-
losenquote haben sich kaum unter SPD- und Unions-
geführten Bundesregierungen unterschieden (vgl.  

2 Martin Biewen von der Eberhard-Karls-Universität Tübingen sagt 
z.B. im Ökonomenpanel: »Die Alternativlosigkeit der etablierten 
Parteien hatte auch mich genervt. Trump und Brexit zeigen aber, 
dass Polarisierung und Zersplitterung nur in noch größeres Unheil 
führen.«
3 Vgl. Schmidt (1992), De Haan und Zelhorst (1993), Schmidt und 
Zohlnhöfer (2006), Potrafke (2009; 2012), Kauder et al. (2014),
Kauder und Potrafke (2016). Zu Politikunterschieden in Industrielän-
dern vgl. Potrafke (2017).
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kant im ifo Zentrum für öffentliche Finanzen und politische Ökonomie.
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Kauder et al. 2014). Nennenswerte 
Unterschiede gab es jedoch in den 
1970er und 1980er Jahren, als die 
SPD-geführten Bundesregierun-
gen expansive und die CDU-ge-
führten Bundesregierungen re- 
striktive Politiken betrieben. 
Abgenommen haben die Unter-
schiede, als die Bundesregie-
rungen unter Kanzler Kohl nach 
der Wiedervereinigung ebenso 
expansive Politiken betrieben 
haben und die Politiken der Bun-
desregierungen unter Gerhard  
Schröder marktorientierter wa- 
ren, als von linken Regierungen zu 
erwarten war. Die Konvergenz von 
SPD und CDU/CSU auf Bundes-
ebene wird allerdings durch unter-
schiedliche Politiken in den Ländern kompensiert. 
In den Bereichen Bildung, Kultur und innere Sicher-
heit gibt es deutliche Unterschiede, bei der Staatsver-
schuldung hingegen nur geringe.4 Dar über hinaus wur-
den seit 2007 die Grunderwerbsteuersätze stärker von 
linken als von rechten Landesregierungen erhöht (vgl. 
Krause und Potrafke 2017).

Im Rahmen des Ökonomenpanels von ifo und FAZ 
wurden deutsche Professoren der Volkswirtschafts-
lehre im September 2017 vor der Bundestagswahl zu 
ihrer Einschätzung im Hinblick auf die zunehmende 
Ähnlichkeit der Volksparteien in Deutschland befragt. 
An der Umfrage beteiligten sich 132 Professoren. Die 
Rücklaufquote betrug 21%; 87,9% der Teilnehmer 
beantworteten den Fragebogen vollständig. 

ÖKONOMEN SEHEN KAUM DIFFERENZEN UND 
WÜNSCHEN SICH MEHR UNTERSCHEIDBARKEIT

Die Teilnehmer des Ökonomenpanels im September 
sollten zu insgesamt elf Politikbereichen angeben, 
inwiefern es ihrer Meinung nach 
noch Unterschiede zwischen den 
Volksparteien gibt (vgl. Abb. 1). 
Die Mehrheit der Befragten sah 
durchweg nur geringe Unter-
schiede. Insbesondere in den 
Bereichen Energie, Umwelt und 
Auswärtige Beziehungen sahen 
lediglich etwa 3 bis 7% große 
Unterschiede. Am ehesten unter-
scheiden sich die Volksparteien 
noch im Bereich Arbeitsmarkt. 
Hier bewerteten 40% der Teil-
nehmer der Umfrage die Unter-

4 Vgl. Oberndorfer und Steiner (2007), 
Tepe und Vanhuysse (2009; 2013; 2014), 
Schniewind et al. (2009), Jochimsen und 
Nuscheler (2011), Jochimsen und Thoma-
sius (2014), Potrafke (2011; 2013), Kauder 
und Potrafke (2013),Potrafke et al. (2016).

schiede als »groß«, wobei auch in diesem Fall eine 
Mehrheit von 58% nur geringe, sehr geringe oder keine 
Unterschiede feststellte. In den Bereichen Finanzen/
Steuern, Rente, Familie und Bildung werden die Volks-
parteien von 28 bis 37% der Befragten noch als ver-
schieden wahrgenommen (große oder sehr große 
Unterschiede). Insgesamt sahen die Ökonomen aber 
auch hier kaum Differenzen zwischen den Volkspar-
teien. Damit finden sie sich in guter Gesellschaft von 
Soziologen, Politikwissenschaftlern und sogar Poli-
tikern der Volksparteien selbst wieder. So sagte bei-
spielsweise der frühere sächsische Ministerpräsident 
Kurt Biedenkopf (CDU): »Die CDU ist schon lange nicht 
mehr rechts, und die SPD schon lange nicht mehr links. 
Beide sind in der Mitte« (Bundestag, Wissenschaftli- 
che Dienste 2016). Vor diesem Hintergrund wünscht 
sich eine Mehrheit der Befragten von 54 % wieder 
deutlichere Unterschiede zwischen den Positionen 
von CDU/CSU und SPD, während 23% dies nicht tun 
(vgl. Abb. 2). Allerdings wollten sich ebenfalls 23% der 
Teilnehmer in dieser Frage nicht eindeutig festlegen.
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Unterschiede zwischen den Volksparteien I
Inwieweit lassen sich Ihrer Meinung nach noch deutliche Unterschiede zwischen den Volksparteien 
im Hinblick auf die folgenden Politikbereiche ausmachen?

Quelle: Ökonomenpanel September 2017. © ifo Institut 
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Unterschiede zwischen den Volksparteien II
Falls Sie der Einschätzung sind,  dass es keine deutlichen Unterschiede mehr gibt: 
Sollte es solche wieder zwischen den Positionen und implementierten Politiken der beiden Volks-
parteien in Deutschland geben?

Quelle: Ökonomenpanel September 2017. © ifo Institut 
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GRÜNDE DER ABNEHMENDEN 
UNTERSCHEIDBARKEIT UND 
FOLGEN FÜR DIE DEMOKRATIE

Im Ökonomenpanel wurden die 
Teilnehmer auch gefragt, was 
aus ihrer Sicht Gründe dafür sind, 
dass Union und SPD immer weni-
ger Unterschiede aufweisen. Am 
häufigsten wurde dabei die große 
Koalition angeführt. Neben der 
großen Koalition haben die Öko-
nomen auch besonders häufig das 
Medianwählertheorem5 als Erklä-
rungsansatz für die zunehmende 
Ähnlichkeit der Volksparteien her-
angezogen. Allerdings ist umstrit-
ten, inwiefern sich das Median-
wählertheorem auf zwei Volksparteien in einem Mehr-
parteiensystem anwenden lässt.

Gelegentlich wurde von den Ökonomen auch Bun-
deskanzlerin Angela Merkel für die Konvergenz der bei-
den großen Parteien verantwortlich gemacht. In diese 
Richtung gehen ebenfalls einige Kritiker in der öffent-
lichen Diskussion, die bemängeln, dass Bundeskanz-
lerin Merkel etliche Themen, wie die Frauenquote, die 
5 Für eine kurze Erläuterung des Medianwählertheorems siehe Kas-
ten »Das Medianwählertheorem«.

Aussetzung der Wehrpflicht oder den Atomausstieg, 
vom politischen Gegner übernommen oder zumindest 
wie bei der »Ehe für alle« und dem Mindestlohn keine 
dauerhaften Differenzen zur SPD zugelassen hat. Ent-
sprechend befürchten die Ökonomen negative Folgen 
für die Demokratie durch die zunehmende Ähnlichkeit 
der Volksparteien (vgl. Abb. 3). Zumindest halten 59% 
der Teilnehmer am Ökonomenpanel wahrnehmbare 
Unterschiede zwischen Union und SPD für wichtig für 
die Stabilität der Demokratie in Deutschland. Auch aus 

Für die Anwendbarkeit des Medianwählertheorems gibt es zwei grundsätzliche Voraussetzungen. Zum einen 
müssen sich die Präferenzen aller Wähler eindeutig entlang einer eindimensionalen Politikskala (z.B. links – 
rechts) anordnen lassen. Vereinfachend gesagt, bedeutet das, dass es für alle Wähler nur ein relevantes Ent-
scheidungskriterium für ihre Wahl gibt. Zum anderen dürfen die Präferenzen aller Wähler im eindimensionalen 
Entscheidungskontinuum nur einen Hochpunkt haben. Das bedeutet, dass Alternativen, die in diesem Konti-
nuum weiter von der Präferenz des Wählers entfernt sind, von diesem strikt schlechter bewertet werden. Unter 
dem Medianwähler versteht man denjenigen, der die Wählerverteilung genau in zwei gleich große Hälften teilt. 
Das Medianwählertheorem besagt, dass sich unter diesen Umständen in einem mehrheitsbasierten politischen 
Entscheidungsprozess, sei es in einer direkten oder repräsentativen Demokratie, immer die Position des Medi-
anwählers durchsetzt.

In der direkten Demokratie ist die Position des Medianwählers am ehesten konsensfähig, da die Position 
eines jeden anderen aus der Sicht der Mehrheit der übrigen Wähler die schlechtere Alternative darstellt. In einer 
repräsentativen Demokratie mit einem Zweiparteiensystem haben die Parteien einen Anreiz, sich in ihren For-
derungen der Position des Medianwählers anzunähern, weil sie dadurch Stimmen aus der Mitte der Wählerver-
teilung hinzugewinnen, ohne Wähler an »ihrem« Rand zu verlieren, da sie für diese immer noch die bessere Alter-
native darstellen. Damit lässt sich eine Konvergenz zur Mitte in einem Zweiparteiensystem  begründen.

Bei der Anwendung des Theorems sind allerdings einige – zum Teil erhebliche – Einschränkungen zu beach-
ten. Zum einen ist die Annahme, dass sich die politischen Präferenzen aller Wähler auf eine Dimension reduzie-
ren lassen und alle Parteien vollständige Kenntnis über die Präferenzverteilung haben, äußerst restriktiv. Zum 
anderen werden in dem Modell auch eine Wahlbeteiligung von 100% und ein Zweiparteiensystem vorausge-
setzt. Außerdem wird den Parteien unterstellt, nur am Wahlerfolg interessiert zu sein und sich in keiner Weise an 
ideologischen Grundsätzen zu orientieren. Dies ist sicherlich wenig realistisch. Darüber hinaus hat Downs selbst 
die Anwendbarkeit des Theorems für verschiedene  Wählerverteilungen kritisch diskutiert (vgl. Downs 1957; vgl. 
auch d'Aspremont et al. 1979; Grofman 2004).

1 Das Medianwählertheorem wurde maßgeblich von Hotelling (1929) und Downs (1957) entwickelt.
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Polarisierung als Element der Demokratie
Sind Ihrer Ansicht nach deutlich wahrnehmbare Unterschiede zwischen den Positionen und imple-
mentierten Politiken von Volksparteien wichtig für die Stabilität der Demokratie in Deutschland?

Quelle: Ökonomenpanel  September 2017. © ifo Institut 
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normativer Sicht wird die Existenz 
von echten »Wahlalternativen« 
durch die Betonung von Unter-
schieden in Inhalt und Kompe-
tenz durch die Parteien oft als ein 
zent rales Element der Demokratie 
angesehen.6 Nicht zuletzt heißt es 
dazu im Art. 21 des Grundgeset-
zes: »Die Parteien wirken bei der 
politischen Willensbildung des 
Volkes mit.« Der Parteienforscher 
Richard Stöss (2014) attestiert in 
diesem Zusammenhang den bei-
den Volksparteien eine starke Ver-
nachlässigung ihrer Repräsentati-
onsfunktion und eine Abkopplung 
vom Bürger.

Eine Folge der fehlenden Un- 
terscheidbarkeit insbesondere der Volksparteien 
scheint sich bereits abzuzeichnen: Die wachsende Zahl 
der Nichtwähler.7 Dies legt beispielsweise eine Studie 
der Konrad-Adenauer-Stiftung nahe (vgl. Neu 2012). 
Der Studie zufolge geben 42% der Nichtwähler an, ihr 
Wahlrecht aufgrund mangelnder Unterschiede zwi-
schen den Parteien nicht auszuüben.8 Interessant ist, 
dass laut einer Forsa-Studie auch 63% der Gesamtheit 
der Wahlberechtigten die mangelnde Unterscheidbar-
keit der Parteien als Motiv der Nichtwähler für ihre Ent-
scheidung vermuten (Forsa – Gesellschaft für Sozialfor-
schung und statistische Analysen mbH 2013).

ABNEHMENDE UNTERSCHEIDBARKEIT DER VOLKS-
PARTEIEN UND WAHLERFOLG DER AFD

Die inhaltliche Konvergenz zur Mitte und die abneh-
mende Unterscheidbarkeit der Volksparteien haben 
auch zur Entstehung und den Wahlerfolgen der »Alter-
native für Deutschland« (AfD) beigetragen, die sich so 
in vielen Themen als (einzige) Opposition zum etab-
lierten Parteienspektrum positionieren konnte. Mit der 
Gründung der Partei im Jahr 2013 veränderte sich das 
Parteiengefüge in Deutschland nachhaltig. Anfangs als 
Oppositionspartei zum Konsens der etablierten Par-
teien in der Eurorettung gegründet, machte sie in den 
letzten Jahren mit Forderungen auf sich aufmerksam, 
die bislang von keiner der etablierten Parteien ver-
treten wurden. Die AfD erzielte insbesondere während 
der Flüchtlingskrise im Jahr 2016 bedeutende Wah-
lerfolge, die jüngst mit dem Einzug in den Deutschen 
Bundestag als drittstärkste politische Kraft gipfelten. 

6 Alemann et al. (2003, S. 4) hält zu den Parteien fest: »Sie prägen 
und kanalisieren die politische Willensbildung und Interessenvermitt-
lung jedes Einzelnen und großer Gruppen. Der Parteienwettbewerb 
stellt den zentralen und wichtigsten Mechanismus demokratischer 
Politik dar, ohne den die Demokratie nicht funktionieren würde.«
7 Vgl. Bundeswahlleiter (2016). Zwar ist die Wahlbeteiligung bei der 
Bundestagswahl 2017 wieder deutlich angestiegen (von 71,5% auf 
76,2%), der langfristige Trend ist aber eindeutig negativ.
8 Der Sozialpsychologe Harald Welzer (2013) hat in seinem Essay 
»Das Ende des kleineren Übels« im Spiegel die fehlende Unterscheid-
barkeit der etablierten Parteien scharf kritisiert und begründet, war-
um er sein Wahlrecht nicht länger ausüben möchte.

Im Hinblick auf die Verantwortung von Union und SPD 
sind 64% der befragten Ökonomen der Meinung, dass 
die Volksparteien an dieser Entwicklung ihren Anteil 
haben, da ihre politischen Positionen zunehmend 
ununterscheidbar werden (vgl. Abb. 4). Nur 4% teilen 
diese Ansicht sehr wenig oder überhaupt nicht. 

Allerdings gibt es auch Stimmen, die die Verant-
wortung der Volksparteien für ihre sinkende Unter-
scheidbarkeit relativieren. Eine Studie der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung stellt fest: »Die Misere der Volksparteien 
begann mit makrosoziologischen Entwicklungstrends, 
an deren Ende die Auflösung gesellschaftlicher Groß-
milieus stand« (Zolleis 2011). Der Politikwissenschaft-
ler Richard Stöss (2014) weist zudem darauf hin, dass 
die etablierten Parteien auf weltanschauliche Konflikte 
wie »Sozialismus vs. Kapitalismus« oder »Christentum 
vs. Laizismus« zurückgehen. Diese spielten aber nur 
noch eine nachgeordnete Rolle und hätten ihre partei-
bildende Kraft eingebüßt. Er sieht den neuen Konflikt 
zwischen Nationalismus und Globalisierung als aus-
schlaggebend und geht davon aus, dass dieser kon-
servative Positionen stärken und die politische Kultur 
Deutschlands insgesamt nach rechts verschieben wird. 
Da dieser Konflikt auch parteibildende Kräfte am rech-
ten Rand stärke, meint Stöss, dass sich die etablierten 
Parteien auch in Zukunft weiter annähern werden.

AUSWIRKUNGEN DER VIELPARTEIENLANDSCHAFT 
AUF REFORMVORHABEN

Nach der Bundestagswahl sind mit der AfD nun erst-
mals sieben Parteien (inkl. CSU) im Bundestag vertre-
ten. Damit ist die Fragmentierung der deutschen Par-
teienlandschaft weiter vorangeschritten. Dies könnte 
eine größere Polarisierung der Parteien zur Folge 
haben, da jede einen eigenen Schwerpunkt setzen 
möchte.9 Andererseits könnten auch größere Spiel-
9 Gert G. Wagner von der TU Berlin meint dazu: »Die durch die vie-
len Parteien bedingte große Polarisierung kann gefährlich werden. 
Meines Erachtens wäre eine stärkere Polarisierung der zwei großen 
Volksparteien für uns alle besser – solange keine Partei mit absoluter 
Mehrheit regiert.«
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Wahlerfolge der AfD
Inwieweit hat Ihrer Meinung nach die zunehmende Ununterscheidbarkeit zwischen den etablierten 
Volksparteien der AfD zu deren Wahlerfolgen verholfen?

Quelle: Ökonomenpanel  September 2017. © ifo Institut 
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räume bei der Koalitionsbildung entstehen. Allerdings 
ist nach der Bundestagswahl abgesehen von der gro-
ßen Koalition erstmals kein Zweierbündnis mehrheits-
fähig. Rolf Langhammer von der WHU – Otto Beisheim 
School of Management sagt dazu im Ökonomenpa-
nel: »Deutschland wird sich auf Dreierkoalitionen ein-
stellen müssen. […] GroKo will keiner mehr.« Vor die-
sem Hintergrund befürchten fast 57% der Teilnehmer 
des Ökonomenpanels negative bzw. sehr negative Aus-
wirkungen der zunehmenden Fragmentierung der Par-
teienlandschaft auf die Durchführung von Reformvor-
haben in der künftigen Regierung (vgl. Abb. 5). Ledig-
lich 9% erwarten (sehr) positive Auswirkungen. Viele 
mögen bei ihrer Bewertung an das Problem des Stim-
mentauschs gedacht haben. Beim Stimmentausch 
unterstützen die Abgeordneten der verschiedenen 
Parteien einer Koalition die Vorhaben der anderen Par-
teien in der Koalition, unter der Bedingung, dass diese 
das entsprechend auch tun. Einerseits ist oft erst so die 
Bildung von Koalitionen überhaupt möglich, anderer-
seits können sich bei diesem Verfahren auch ineffizi-
ente bzw. nicht mehrheitsfähige Beschlüsse durchset-
zen. Die Wahrscheinlichkeit für diese negativen Effekte 
erhöht sich mit zunehmender Anzahl der Parteien einer 
Koalition. Da eine Minderheitsregierung auf Bundese-
bene derzeit nicht ernsthaft erwogen wird, steigt so 
die Wahrscheinlichkeit für Dreierbündnisse in zukünf-
tigen Bundesregierungen. Dies steigert aus Sicht der 
Ökonomen wiederum die Wahrscheinlichkeit für nega-
tive Auswirkungen auf Reformvorhaben. Eine große 
Koalition ist nach Ansicht des Politikwissenschaftlers 
Samuel Salzborn aber auch keine gute Lösung dieses 
Problems. Er äußerte sich bereits 2013 kritisch in Bezug 
auf die große Koalition und vertrat die Auffassung, dass 
diese »die politische Faulheit und Apathie« fördere (vgl. 
tagesschau.de 2013). Mittlerweile ist auch die Union kri-
tischer gegenüber einer großen Koalition geworden, 
und die SPD lehnt diese in der jetzt beginnenden Legis-
laturperiode gar kategorisch ab. Falls sich Union, FDP 
und Grüne zu einer Jamaika-Koalition entschließen 
sollten, bleibt abzuwarten, wie sich diese Konstellation 
auf die Durchführung wichtiger 
Reformvorhaben auswirkt.

MEHR DIREKTE DEMOKRATIE IN 
DEUTSCHLAND?

In der öffentlichen Diskussion wird 
im Hinblick auf die in Zeiten der 
großen Koalition eingeschränkte 
Macht der Opposition im Parla-
ment und einer wachsenden Zahl 
von Politikverdrossenen bzw. 
Nichtwählern regelmäßig die For-
derung nach mehr direkter Demo-
kratie erhoben. Alle im Bundes-
tag vertretenen Parteien außer 
der CDU forderten in ihren Wahl-
programmen zur Bundestagswahl 

2017 direkte Demokratie auch auf Bundesebene. Doch 
was ist eigentlich mit dem Begriff »direkte Demokratie« 
gemeint? Allzu oft wird dieser Begriff in der öffentlichen 
Diskussion geradezu fahrlässig ungenau und undiffe-
renziert verwendet.10

Zurzeit ist in allen 16 Bundesländern die Volksge-
setzgebung – die weitreichendste Form der direkten 
Demokratie – realisiert, wobei die konkrete Ausgestal-
tung differiert. Im öffentlichen Diskurs wird zumeist 
über die Übernahme dieses Modells in das Grundgesetz 
gesprochen.11 Aus der Sicht des Politikwissenschaft-
lers Frank Decker ist dieser Schritt allerdings kritisch 
zu sehen. Obwohl Decker gegenüber direkter Demo-
kratie auf Bundesebene grundsätzlich aufgeschlossen 
ist, warnt er vor einer Übernahme der Volksgesetzge-
bung auf Bundesebene.12 So weist er in diesem Zusam-
menhang insbesondere auf die Unterschiede in den 
Regierungssystemen auf Bundes- und Länderebene 
hin, beispielsweise dem Fehlen einer zweiten Gesetz-
gebungskammer oder eines von der Position des Re- 
gierungschefs abgetrennten Staatsoberhauptes. 
Decker kommt daher zu dem Schluss, dass die Volks-
gesetzgebung auf Bundesebene im derzeitigen politi-
schen System ungeeignet ist. 

Befürworter sehen in der direkten Demokratie 
allerdings ein Mittel, die Interessen der Wähler im poli-
tischen Entscheidungsprozess besser durchsetzen zu 
können als in einem repräsentativen System. Justizmi-

10 Der Kasten »Formen der direkten Demokratie und das Beispiel 
Schweiz« gibt einen Überblick über die wichtigsten Formen der 
direkten Demokratie. 
11 In den Wahlprogrammen von SPD und Linke wird allgemein mehr 
direkte Demokratie gefordert, die Ausgestaltung wird aber nicht 
konkretisiert. Die Grünen fordern Volksinitiativen, Volksbegehren 
und Volksentscheide auf Bundesebene, und die CSU möchte, dass 
das Volk sowohl bei grundlegenden Fragestellungen wie etwa zu 
nicht revidierbaren Weichenstellungen und europäischen Fragen mit 
besonderer Tragweite entscheiden soll, als auch über Änderungen 
am Grundgesetz per Volksbegehren abstimmen kann, wobei der 
Wesenskern der Verfassung, der Grundrechte und der föderalen 
Ordnung davon ausgenommen sein sollen. Die CDU trifft in ihrem 
Programm keine Aussage zu bundesweiten Volksentscheiden (vgl. 
mehr-demokratie.de (2017)). 
12 »Die […] Vorstellung, dass das auf der kommunalen und Län-
derebene existierende Modell als »Blaupause«problemlos auch auf 
die Bundesebene übertragen werden könne, ist falsch«.
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nister Heiko Maas meint beispiels-
weise, dass direkte Demokratie »zu 
einem besseren Dialog zwischen 
Politikern und Bürgern führt« (vgl. 
Gaugele und Kammholz 2016). 
CSU-Parteichef Horst Seehofer ist 
überzeugt, dass direkte Demokra-
tie Vertrauen in der Bevölkerung 
schafft (vgl. Wittl 2016). Kritiker 
sehen allerdings auch eine Reihe 
von grundsätzlichen Problemen. 
Zum einen ist der »Volkswille« 
nicht statisch, sondern kann sich 
insbesondere unter dem Einfluss 
medialer Debatten rasch verän-
dern (vgl. Finkemeier 2014). Zum 
anderen lassen sich komplexe Fra-

Vier Formen der direkten Demokratie

Der Politikwissenschaftler Frank Decker von der Universität Bonn unterscheidet zwischen vier Formen der direk-
ten Demokratie. 

1. Obligatorisches Referendum (die Verfassung selbst bestimmt Dinge, über die ein Volksentscheid stattzu-
finden hat),

2. einfaches Referendum (nach Ermessen der Regierung oder des Parlaments),
3. fakultatives Referendum (»Vetoinitiative« gegen ein bereits beschlossenes Gesetz) und
4. Volksgesetzgebung (das Volk selbst schlägt ein Gesetz vor).

Ein Volksentscheid bzw. die Volksabstimmung schließt sich diesen vier Formen der direkten Demokratie an. 

Das Beispiel Schweiz

In der Schweiz gibt es derzeit direktdemokratische Elemente sowohl auf der Ebene der Gemeinden als auch auf 
kantonaler Ebene. Entgegen der gängigen öffentlichen Wahrnehmung gibt es in der Schweiz keine direkte De-
mokratie auf Bundesebene, obwohl es seit 1872 zahlreiche Versuche gab, diese einzuführen (vgl. Möckli 1995). 
Allerdings haben die Bürger die Möglichkeit, mittels einer Verfassungsinitiative eine partielle Verfassungsände-
rung durchzusetzen.2  

Decker ist der Meinung, dass das schweizerische Vorbild nicht auf das parlamentarische System in Deutsch-
land übertragen werden sollte. Er weist darauf hin, dass die Volksrechte in der Schweiz oppositionellen Charak-
ter besitzen. Sie wurden als Oppositionsinstrument von denen konzipiert und gefordert, die zur Regierungs-
macht keinen Zugang hatten. Die Schweiz ist aber mittlerweile ein auf Konsens und Kompromiss basierendes 
Konkordanzsystem. Um ein Referendum zu verhindern, werden möglichst alle relevanten politischen Kräfte 
von vornherein in die Regierung einbezogen. Die sieben Bundesräte, die die Regierung in der Schweiz bilden, 
werden in der Regel von den vier stärksten Parteien gestellt. Da diese während einer Legislaturperiode nicht 
vom Parlament abgewählt werden können, werden die Oppositionsrechte in der Schweiz also tatsächlich vom 
Volk ausgeübt (vgl. vimentis.ch 2011). In Deutschland hingegen existiert ein parlamentarisches Regierungssys-
tem, das auf dem Gegenüber von regierender Mehrheit und Opposition basiert. Das Alternierungsprinzip zwi-
schen diesen beiden wird in Frage gestellt, wenn man »der Opposition die Möglichkeit gibt, über die Hintertür 
der plebiszitären Verfahren die Regierungspolitik zu konterkarieren« (Decker 2017, S. 8). Nach Decker ist also die 
Schweiz kein auf Deutschland übertragbares Beispiel im Hinblick auf die Einführung der direkten Demokratie 
auf Bundesebene.

1 Die Abgrenzung der verschiedenen Varianten erfolgt hier nach Decker (2017).
2 Dies hat dazu geführt, dass man in der Schweiz auch solche Dinge in der Verfassung regelt, die dort eigentlich nicht hineingehören, wie 
z.B. die Sicherheitsverwahrung pädophiler Straftäter oder der Anteil der Zweitwohnungen im Land.
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gen nicht in »Ja« oder »Nein« pressen (Joachim Gauck, 
vgl. Zeit.Online 2016) und sind besonders anfällig für 
populistische Kampagnen. Auch stellt sich die Frage 
nach der Einhaltung von Minderheitenrechten, wenn 
die Politik an Volksentscheide gebunden sein soll (vgl. 
Vatter und Danaci 2010). Vor diesem Hintergrund sind 
auch die Teilnehmer des Ökonomenpanels in der Frage 
der direkten Demokratie gespalten (vgl. Abb. 6). 42% 
der Befragten wünschen sich mehr direkte Demokratie 
in Deutschland, 52% tun dies nicht. David Stadelmann 
von der Universität Bayreuth ist sich aber sicher: »Die 
Ergebnisse der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur 
zu direkter Demokratie sind eindeutig: Direkte Demo-
kratie schafft Wohlfahrt.« 

Bei einer speziellen Form der direkten Demokratie 
aber, nämlich der Direktwahl des Bundeskanzlers ähn-
lich der Präsidentenwahl in Frankreich oder den USA, 
sind sich die Ökonomen einig (vgl. Abb. 7). 89% lehnen 
diese ab, lediglich 10% würden sie befürworten.
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